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SG Berlin, vom 19.09.2012 – S 83 KA 399/111 
 
Vertragsarztangelegenheiten – Morbiditätsfaktor 
 
Sachverhalt: 
Die Klägerin (Bedarfsausübungsgemeinschaft zweier per Sonder-
zulassung zugelassener Fachärzte für Innere Medizin mit dem 
Schwerpunkt Rheumatologie) und die Beklagte (Kassenärztliche 
Vereinigung Berlin) stritten über die Höhe des Regelleistungsvolu-
mens in den Jahren 2009 und 2010. Dabei ging es unter anderem 
um die Berechnung des sog. Morbiditätsfaktors, dieser war nach 
Ansicht der Klägerin unzutreffend berechnet worden und gab 
daher nicht die tatsächliche Morbidität wieder. Insbesondere sei 
die Ermittlung des Morbiditätsfaktors ausschließlich nach dem Alter 
und nicht auch nach dem Geschlecht entsprechend den Vorgaben 
des erweiterten Bewertungsausschusses gegen § 87 Abs. 3 S. 6 
SGB V a.F. durchgeführt worden.2 
 
Entscheidung: 
Das SG Berlin wies die Klage ab und führte hinsichtlich der Bere-
chung des Morbiditätsfaktors, welche lediglich auf Grundlage des 
Alters und ohne Berücksichtigung des Geschlechts erfolgt war, 
aus, dass diese nicht zu beanstanden sei. Der erweiterte Bewer-
tungsausschuss habe festgestellt, dass sich das Merkmal Ge-
schlecht nicht als Morbiditätskriterium eigne.  
Zwar sei nach § 87b Abs. 3 S. 6 SGB V a.F. die Morbidität anhand 
der Kriterien Alter und Geschlecht zu bestimmen, dem erweiterten 
Bewertungsausschuss stehe aber bei der ihm nach § 87b Abs. 4 
S. 1 SGB V übertragenen Aufgabe, das Verfahren zur Berechnung 
und Anpassung der Regelleistungsvolumen (RLV) zu konkretisie-
ren, ein Gestaltungsfreiraum zu.3 Inwieweit dieser Gestaltungsfrei-
raum bestehe, bestimme sich anhand der Ermächtigungsvorschrift 
und der darin intendierten Zielsetzung.4 Aus der Gesetzesbegrün-
dung ergebe sich, dass durch § 87b Abs. 3 S. 6 SGB V a.F. zum 
einen der größere Behandlungsaufwand aufgrund der unterschied-
lichen Morbidität der Patienten bei der Errechnung des RLV be-
rücksichtigt werden soll und zum anderen aber auch ein umsetzba-
res und sicheres Verfahren der Morbiditätsberechnung geschaffen 
werden sollte.5 In der Begründung heißt es zudem, dass die Mor-
biditätsberechung auf der Ebene des einzelnen Arztes, anders als 
im sehr ausdifferenzierten System der Berechnung der Morbidität 
im Rahmen des Risikostrukturausgleichs nicht anhand von Risiko-
faktoren, wie beispielsweise Diagnosen, vorgenommen werden 
könne, da es bei der Berücksichtigung der Patienten eines einzel-
nen Arztes aufgrund des kleinen Versichertenkreises im Gegen-
satz zur Morbiditätsmessung für große Versichertenkollektive nur 
zu wenig stabilen Ergebnissen komme. Die Morbiditätsmessung 
auf Praxisebene durch Diagnosen sei damit noch wesentlich 
komplexer als auf der Krankenkassenebene.6 Auf Ebene des 
einzelnen Arztes seien aus diesem Grunde indirekte Morbiditätskri-
terien wie Alter und Geschlecht besser zur Bestimmung der Morbi-
dität geeignet, da eine solche Messung einfach umgesetzt werden 
könne und darüber hinaus noch zuverlässigere Ergebnisse liefere.  
In seinem Beschluss komme der erweiterte Bewertungsausschuss 
aufgrund der von ihm berücksichtigten Daten zu der Einschätzung, 
dass sich nur sehr geringe Unterschiede in den Auswirkungen auf 
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die Pauschalvergütung vertragsärztlicher Leistungen bei Berück-
sichtigung von Geschlecht und Alter im Vergleich zu einer Berück-
sichtigung nur des Alters ergeben. 
Auch die Daten zu geschlechtsbedingten Unterschieden im Rah-
men des Risikostrukturausgleichs nach § 266 SGB V führten nicht 
zu einem anderen Ergebnis. Hierin seien alle Behandlungskosten 
aus dem vertragsärztlichen Bereich enthalten. Es komme aber 
schon aufgrund der verschiedenen Leistungssektoren zu Unter-
schieden. Auch sei zu berücksichtigen, dass sich geschlechtsbe-
dingte Abweichungen daraus ergeben könnten, dass die jeweiligen 
Versicherten unterschiedlich häufig einen Arzt aufsuchen. Dieser 
Umstand werde aber bereits in gewissem Umfang bei den Fallzah-
len berücksichtigt und dürfe sich somit nicht noch einmal im Morbi-
ditätszuschlag auswirken.  
Insbesondere die Bildung von nur drei Altersstufen wäre bei Be-
rücksichtigung des Geschlechts unmöglich. Dies hätte sonst eine 
höhere Anzahl von Alterstufen erfordert, da in dem jeweiligen 
Lebensalter der Leistungsbedarf von Frauen und Männern stark 
variiere. Damit wäre das Verfahren zur Berechnung des RLV, 
entgegen der gesetzgeberischen Intention, jedoch erheblich ver-
kompliziert worden.  
 
Anmerkung: 
Die Frage, inwieweit die von § 87b Abs. 3 S. 6 SGB V a.F. vorge-
gebenen Kriterien des Alters und des Geschlechts zwingend 
kumulativ zur Bestimmung des Morbiditätsfaktors heranzuziehen 
sind, wurde bislang in Rechtsprechung und rechtswissenschaftli-
cher Literatur kaum thematisiert. 
Der Wortlaut der Norm impliziert dabei zunächst eine zwingende 
Berücksichtigung beider Faktoren.7 Dies fand jedoch im Beschluss 
des erweiterten Bewertungsausschusses keinen Eingang, mit der 
Begündung, dass das RLV nicht signifikant durch das Kriterium 
Geschlecht beeinflusst wird, dieses eigne sich demnach nicht für 
die Morbiditätsberechnung.8  
Die rechtswissenschaftliche Literatur beschränkt sich zumeist auf 
eine bloße Wiedergabe des Gesetzeswortlauts, wobei wohl ten-
denziell davon ausgegangen wird, dass beide Faktoren berück-
sichtigt werden müssen9 oder aber das Ergebnis des Bewertungs-
ausschusses kommentarlos übernommen wird.10 
Die Rechtsprechung hatte inzwischen in zwei Fällen die Gelegen-
heit, sich mit dem Problem auseinanderzusetzen. In beiden Fällen 
beanstandete sie das Abstellen des erweiterten Bewertungsaus-
schusses lediglich auf das Alter nicht. Während das SG Marburg 
sich diesbezüglich noch auf die Feststellung beschränkte, der 
erweiterte Bewertungsausschuss habe keine andere Möglichkeit 
gehabt, „die gesetzliche Grundlage in vernünftiger Art und Weise 
umzusetzen“,11 hat nunmehr das SG Berlin in seiner Entscheidung 
ausführlich und überzeugend dargelegt, dass sich der Beschluss 
des erweiterten Bewertungsausschusses im Rahmen der gesetzli-
chen Vorgaben des § 87b Abs. 3 S. 6 SGB V a.F. hält, wenn man 
die Regelung nach ihrem Sinn und Zweck auslegt.   
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